
Weitere Runde im Streit um die Niederauer Mühle Q3'og"aa{
Papierfabrik witt ihre Produktionskapazitäten verändern. Kritiker befürchten stärkere Geruchsbelastungen. Negative Ste[[ungnahme.

Kreuzau. Die Niedemuer Mühle
sorSt einmal mehr fi.ir Diskussions-
stoff: Die Papierfabrik möchte in
Zukunft mehr Papier mit ihrer
,,PM2" genannten Maschine pro-
duzieren. Bisher dalf die Fabdk auf
dieser Maschine täglich 230 Ton-
nen Papier herstellen, in zukunft
sollen es - so der Wille der Ftma -
370 Toirnen sein.

Gleichzeitig soll die Produkti-
onskapazität der ,,PM3" auf maxi-
mal 1000 Tonnen pro Tag festge-
legt werden. ,,Die am Betriebs-
standort in Summe genehmigte
Produktionskapazität von täglich
1000 Tonnen verkaufsfähigem Pa-
pier bteibt unverändert", heißt es
im Amtsblatt der Bezirksregierung
Köln, die fur den Antrag gemäß
Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) zuständig ist.

Zum Hintergrund: Die Niede-
rauer Mühle hatte bereits in der
Vergangenheit auf der ,,PM2"
mehr als 230 Tonnen Papier pro-
duziet, wogegen die Bezirksregie-
rung seinerzeit eine Ordnungsver-
fügung erlassen hatte.

Gegenstand des Antrags ist au-

ßerdem eine Veränderung der Ab-
luftführung. Damit soll laut Niede-
muer Mühle die ,,energetische Effi-
zienz des Betriebes" weiter opti-
miert werden. Abluft aus der Stoff-
bereitung soll künftig als Zuluft fi.ir
die ,,PM2" genutzt werden. In e!
ner Kurzbeschreibung des Proiek-
tes geht die Füma davon aus, dass
sich ,,entweder keine oder positive
Effekte durch Reduzierung der
Emissionen" ergeben.

Was ist eigentlich eine Veränderungssperre?
Die in der Yergangenen Woche
trotz Beanstandung durch den Bür-
germeister vom Rat beschlossene
Vertängerung der Veränderungs-
sperre für das Gebiet der Niederauer
Mühle steht nicht im zusammen-
hang mit dem aktuetlen Antrag. Bei
einer Veränderungssperre geht es
um da5 Baurecht.

,,Eine Veränderungssperre bedeu-
tet kein generettes Bauverbot für ei-
nen Bauherren. Er muss bei Bauvor-
haben dann alterdings die neten pta-

nerischen Absichten berück5ichti-
gen, die sich aus dem in derAufstet-
lung befindtichen Bebauungsptans
ergeben", erklärt siegfried schmüht,
Attgemeiner Vertreter des Bürger-
meisters, vereinfacht.

Die Kommunalaufsicht - der Kreis
Düren - hat noch nicht entschieden,
ob der Beschtuss des Rates, dieVer-
[ängerungssperre zu vertängern,
rechtswidrig ist oder nicht. Damit
läuft die bisherige Vertängerung
kommende woche zunächst aus.

Das Misstauen in Kreuzau 8e-
genüber der Firma ist groß. Icitiker
der Niederauer Mühle furchten,
dass mit einer dementsprechen^
den Genehmigung bezüglich der
Produktionsmengen ein Törchen
dafür geöffnet wird, dass die Fabrik
in Zukunft ihre KapazitäIen auslas-
ten und 1370 Tonnen Papier pro-
duzieren will, womit dann auch
Geruchs- und Lärmbelästigungen
sowie der Verkehr zunehmen wtir-

den. Auch was die veränderte Ab-
luftftihrung anbelanSt, gibt es Kd-
tik. Nach Ansicht der Bürgednitia-
tive ftiLl saubere Luft (BI) in Kreu-
zau ftihrt die geänderte Abluftflih-
rung zwar einerseits zu einer Min-
derung der Geräuschbelastung,
andererseits iedoch zu einer Erhö-
hung der Geruchsbelastung. Auch
weil die Abluft der ,,PM2" über die
niedrigeren Kamine abgelassen
wird. ,Wir erwarten eine kitische
Prüfung des Antrags. Denn in der
Vergangenheit wichen die Progno-
sen der Gutachter und die spätere
Reälität erheblich voneinander
ab", schrieb die BI in ihren Ein-
wendungen an die Bezirksregie-
rung.

Auch die Gemeinde Iceuzau hat
eine negative Stellungnahme zum
Antrag der firma abgegeben. Die
Gemeinde verweist darauf, dass
sich Lärm- und Geruchsimmissio-
nen verändern. Sie fordert daher
eine detaillierte Pdfung der Aus-
wirkungen einer Erhöhung der
Produktionskapaz ität der ,,PMz".
Außerdem sei zu prüfen, inwieweit
sich eine flexible Aufteilung der

Gesamtproduktionsmenge auf die
Immissionen auswirkt und ob bis-
herige Gutachten auch anwendbar
seien. Die Gemeinde Kreuzauweist
zudem darauf hin, dass vorge-
scfuiebene Latm- und Geruchsim-
missionswerte in der Vergangen-
heit teilweise nicht eingehalten
worden seien.

Die Gemeinde häilt den Antrag
fur nicht genehmigungsfähig, ,,so-
lange nicht die Nachweise er-
bracht werden, dass - auch in Be-
zug auf in der Vergangenheit er-
teilte Blmsch-Genehmigungen -
die gesetzlich vorgeschriebenen
Lärm- und GeruchslYerte einge-
halten werden." Eine Zustimmung
signalisierte der Rat fiir den Fall,
dass die Grenzwerte eingehalten
würden und ein neues Geruchs-
gutachten erstellt wird.

Da nach der Offenlage des An-
trags viele negative Stellungnah-
men eingegangen sind, gibt es am
Freitag ab 9 Uhr in der Festhalle ei-
nen Erörterungstermin. Verwal-
tung, Firmenvertreter, Bürger und
die Bezirksregierung werden ihre
Argumenteaustauschen. (sml


